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Gegner un d Befürworter d er Mindestlohninitiative ha ben di e Lehrlinge als Argument entdeckt. 
Bildungsõkonomen sagen: Ein Mindestlohn von 4000 Franken würde gewisse Berufslehren entwerten. 

Di e Mindestlohn-Initiative schade ausge­
rechnet den jungen, schulisch schwa­
chen Leuten, sagen di e Gegner. Ein Ein­
steigerlohn von 4000 Franken kõnne 
den falschen· Anreiz setzen, sich nicht 
mehr ausbilden zu lassen, sagte lcürzlich 
auch Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch, 
Leiterin des Staatssekretariats für Wirt­
schaft (Seco), im Interview mit dem 
«St. Galler Tagblatt». 

Der Geschaftsführer des Detailhand­
ler-Verbandes (Swiss Retail Federation), 
Adrian Wyss, rechnet vor: Wahrend d er 
dreijahrigen Lehre verdiene ein ange­
hender Detailhandelsfachmann insge­
samt rund 42 000 Franken. W er direkt 
ohne Lehre einsteige, lcõnne mit dem 
Mindestlohn von 4000 Franken in der 
gleichen Zeit rund 100 000 Franken 
mehr verdienen. «Die Verführung ist 
gross», sagt er. Und sie ende bitter: Weil 
die wenigsten Arbeitgeber ein Interesse 
daran hatten, 17-Jahrige ohne Ausbildung 
und ohne Berufserfahrung anzustellen, 
landeten diese in der Arbeitslosiglceit. 

Lohnl!llnterschiede nehmen ab 
Tatsachlich entwerte der allgemeine 
Mindestlohn von 4000 Franken in gewis­
sen Branchen di e Berufslehre, sagen Bil­
dungsõkonomen. In ihrer Sprache heisst 
das: Die Rendite der Ausbildung sinkt. 
«Steigt der Mindestlohn auf 4000 Fran­
ken, verldeinert sich der Unterschied 
zwischen d en Lõhnen von gelernten un d 
ungelernten Arbeitslcraften», sagt Stefan 
Wolter, Professor für Bildungsõlconomie 
an der Universitat Bern. Was geschehe, 
wenn die Lohnunterschiede geringer 
werden, zeige Schweden. Im nordischen 
Land bleibt gemass OECD jeder vierte 
Einwohner ohne Berufs- oder Mittel­
schulabschluss. Zum Vergleich: In der 
Schweiz sind es 5 Prozent; der OECD­
Durchschnitt betragt17 Prozent. 

In d er Schweiz sind es typischerweise 
die Tieflohnbranchen, in denen die 
Lõhne von Ungelernten un d Gelernten 

Wie hoch darf d er minimale 
Lohn sein? ImAusland misst 
man mit anderen Regeln als 
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nahe beieinanderliegen. Zum Beispiel 
im Detailhandel: Gemass al<tuellen Zah­
len des Bundesamts für Statistik betragt 
der monatliche Bruttolohn für Unge­
lernte 4228 Franken. Mit Lehrabschluss 
ist der Mittelwert n ur rund 300 Franken 
hõher. Zum Vergleich: Im Gesundheits­
wesen betragt d er Median d er Lõhne für 
einfache Tatiglceiten 4700 Franken- für 
Arbeiten, di e Fachlcenntnisse erfordern, 
gibt es rund 1000 Franken mehr. 

Schulisch schwache }ugendliche, die 
eine Lehrstelle suchen, werden oft nur 
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Per l.Jamiar jeden Jahres wird er auto­
matisch an die Lebenshaltungslcosten 
angepasst. Die Regierung kanu sich dar­
über hinaus im Dialog mit den Sozial-

in der Tieflohnbranche fündig. Sie lies­
sen sich am ehesten von einem hohen 
Einsteigerlohn verführen, sagen Wissen­
schaftler, Berufsb.erater und Wirtschafts­
vertreter. Einer Gruppe von «Ungeduldi­
gen» sei die lcurzfristige Rendite wichti­
ger als eine langerfristige Karriere-Pers­
pektive, sagt}ürg Schweri, Bildungsõko­
nom am Eidgenõssischen Hochschulins: 
titut für Berufsbildung. Er sieht aber 
au eh Chancert: Ein hõherer Mindestlohn 
kõnnte mehr Lehrstellen schaffen. Denn 
je teurer eine Hilfslcraft sei, desto mehr 

Solche Debatten kümmern Osterreich 
nicht: Einen gesetzlichen Mindestlohn 
gibt es nicht. Dafür sind die GAVs (in 
Osterreich Kollektivvertrage genannt) so 

lohne es sich für Arbeitgeber, diese 
durch Lehrlinge zu ersetzen. Dafür 
steige di e Gefahr, das s Lehrlinge künftig 
mehr unqualifizierte Arbeiten wie Ko­
pieren oder Kaffeeholen erledigen müss­
ten. Für die Mehrheit der jungen Leute 
ist das Gela allerdings nicht das wich­
tigste Kriterium, wie Forscher un d Leute 
aus der Praxis betonen. 

· 

Bildung ist wichtiger als Geld 
Eine Ausbildung erhõhe die Aufstiegs­
chancen in einem Unternehmen oder sei 

vertrage sind kollektivvertraglich gere: 
gelt. «Unser System ist fli:ichendeckend 
und anderen Systemen überlegen», sagt 
Christonh KI P. in �n71!J lrú·\lit-icroh.o.r D-u..,.,.. ... l-� 

sogar Bedingung dafür. Auch die Bil­
dungsoption sei für die· }ugendlichen 
wichtig, sagt Bildungsõkonom Wolter. 
Nur wer einen Abschluss habe, Icõnne 
sich weiterbilden, an der hõheren Be­
rufsbildung teilhaben oder sich beruf­
lich verandern. «Geld spielt für ange­
hende Lehrlinge eine untergeordnete ' 
Rolle», sagt Sergio Casucci, Berufsbera­
ter und Leiter }ugendberatung im Lauf­
bahnzentrum der Stadt Zürich. Es sei 
mittlerweile in den Kõpfen veranlcert, 
das s die Lehre etwas Gutes sei. 

W er auf schnelles Geld aus sei, lcõnne 
schon heute als Hilfslcraft auf dem Bau 
gu t verdienen, sagt Andreas Zysset, Be­
rufsschullehrer in den Lehrwerkstatten 
Bern. Er beobachte'sogar das Gegenteii: 
«Viele }ugendliche suchen verzweifelt 
eine Lehrstelle und finden keírte.» Sie 
wollten nicht als Hilfsarbeiter leben. 

Die Gewerkschaften sind empõrt 
über die Taktilc der Initiativgegner, die 
Lehrlinge ins Zentrum zu rücken. «Die­
ses Argument ist bar jeder Vernunft», 
sagt Beatriz Rosende, Zentralsekretarin 
des VPOD, der Gewerlcschaft des Perso­
nals õffentlicher Díenste. Der VPOD sah 
si eh gezwungen, di e aus sein er Sicht fal­
schen Behauptungen der Mindestlohn­
gegner an eíner Medienkonferenz zu be­
richtigen. D er Mindestlohn werte di e Be­
rufsbildung namlich nicht ab, sondern 
auf. Wer wisse, dass er oder sie künftig 
anstandig bezahlt werde, sei motivier­
ter, eíne Lehre ím Verlcauf, in der Kin­
derbetreuung oder der Altenpflege zu 
machen. «Díese Branchen drücken díe 
Lõhne aller Angestellten. Die Ausbil­
dung der Leute ist ihnen egal», sagt Ro­
sende. Der VPOD taxiert di e Argumenta­
tian der Wirtschaftsvertreter als schein­
heílíg: Wer wirklich etwas für sozial 
schwache}ugendliche tun wolle, müsse 
beím Bildungswesen ansetzen. 
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schem Vorbild, würde in Osterreích den 
Arbeitnehmern nur Nachteile bringen. 


